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Urteil
(abgeküzt nach § 313a Abs. I ZPO!

ln dem Rechtsstreit

365 AG, vertr€ten durch d. Vorstand, Aachener Straße 1253, 50858 Köln

geg€n

Pm-assbsvollmächtigtqi

Yvogon Feststellung

hat das Arntsgericht Mayen

durch den Richter am Amtsgericht Dr. Stukenberg

auf Grund der mündlicfren Verhandlung vom 02.04.2015

für Recht erftannt:
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Klägerln und Wlderbeklagte -

Recfitsanwälte SMB Dr. Seidel, Müller-Benner-
scheidt, Siegburger Straße 183, 50679 Köln

- Beklagter und Wlderklägor -

Rechtsanwälte VHM Rechtsanwälte, Südal-
lee 31-35, 56068 Koblenz
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Auf die Widerklaga hin wird die Klägerin verurteitt, an den Beltlagten 326,35 € nebst Zinsen

hieraus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basisänssatz seit dem 08.11.20142u

bezahlen.

Die Klägerin hat die Kosten des Rechtsstrelts zu kagen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

,2.

3.

Entscheidungsgründe

C,ernäß § 495a ZPO bestimmt das Gericht das Verfahren nach billigem Ermessen. lnnerhalb di+
ses Entscheirlungsrahmens benicksichtigt das Gericht grundsätzlich den gesamten Akteninhalt.

§oweit danach im vorliegenden Rechtsstreit nach übereinstimmeder Erledigung der Klaga noch

streitig zu enbcheiden wär, hat nicfit nur die Widerklage vollumfänglict Erfolg, sondern trifft die

Klägerin auch die Kostentragungspflicht für den erledlgten Teildes Rechtsstreits.

lm Einzelnen:

1.

Die Parteien streiten um einen Anspruch des Bekla$en auf Auskehrung eines Bonus, der sich

aus einem avischen den Parteien abgeschlossenen Silqmlieferungsvertrages vom 19.08.2013

ergibt. Ziff. I (4) der AGB der Klägqrin sieht wörtlich vor dass, der Bönus und Frei-kWh aus-

scfilleßlich Privatkunden gewährt werden. Für gewerblich gBnutzte Abnahmestellen besteht bei

Privatstromtarifen kein Bonusanspruch".
Unsreitiq befindet sicfr auf dem Dach des hier betroffenen Anwesens des Beklagten in der

eine Photovoltaikanlagen. Den hiermit eaeugten Strom gibt der B€-

klagte ebenfalts unstreitig vollständig in das öflentliche NeE ab und erhält hierftir die gesetzliche

Einspeisevergütung. Wegen dieses Sachverhalts, namentlich den mit der Photovoltaikanlage ge-

nerlerten Einnahmen, nimmt die Klägerin nun eine gewerbliclre NuEung der v.g. Abnahmestelle

an und verureigert deshalb dem Beklagten die Auskehrung des in der HÖhe unstreitigen Bonus,

der nur für Privatkunden gelte und nicht für gewerblich genutzte Abnahmestellen goleistet werden.

Das Nicfrtbestehen eines entsprecfienden Bonusanspruchs war Gegenstand der erledigten Fest'

stellungsklage; die Auszahlung des in der Höhe unstreitigen Bonus ist Gegenstand derWderkla-
g€.

2.

Der mit der zulässigsn Widerklage verfolgte Anspruch steht dern Beklagten nach den mit der Klä-

gerin vereinbarten Vertragsb«lingungen nach der Rechtsauffassung des erkennen Arntsgedchb
zu.

a.

Zunächst bestehen keine Bedenken an einer wirksamen Vereinbarung des slreitbefangenen Bo'
nusanspruchs durch die klägerischen AGB. Auch wenn der Beklagte insoweit widersprüchlictt,
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aber prozessual unschädlich argumentiert, wenn er nämlich einerseits die Wrksamkeit der AGB
angreift, andererseits einen Zahlungsanspruch aber genau hierauf stützt, sind Zweifel an der
Wrksamkeit der hier interessierenden Ziff. 9 (4) der AGB nicht veranlasst. Oie Regelung lst ins-
besondere nicht gem. § 307 BGB intransparent oder iSv § 305c Abs. 2 BGB unklar. Denn die
Klausel ist ohne Weiteres verständlich und eindeutig und bereitet für den maßgeblichen, rechilich
nicht vorgobildeten, verständ§en und redlichen Vertragspartner keine grundsätzlichen Auste
gungssctwierigkeitren, Denn es bestehen nach obigem illaßstab des durchschnitüichen Kunden
Zwetfel daran, dass der Kunde realisieren wird und kann, dass eine gewerbliche Nutzung unter
der Abnahmestelle zum Verlust des Bonus führt und sich Stromtarif wie Bonusanspruch an Pri-
vatkunden richten. Allein der Klärung im Einzelfall bedarf e§, wenn eine gewerbliche Nutzung vor-
liegt; oet Strelt hieniber aber ist zu unterscheiden von einer AGB+echtlichen lntransparenz oder
unangemessenen Banachteiligung des Kunden insgesamt und ändert niclrts an der Verständlich-
keit der Klauselfür sictr genommen.

b.

Vorliegend ist im Hinbllct auf die Photovoltaikanlage an der Abnahmastelle und die vollständige
Einspeisung dee hiermit erzeugten Stroms in das öffentlicha NeE unter Efialt der Einspeisover.
gütung (noch) nicht von einer gewerblichen Nutzung der Abnahmestelle, die entgegen der
Rechtsaufrassung des Beklag&n durch die postalische Anschrifi und nicht energierechflicte Ent-
nahmepunkte rlefiniert wird, auszugehen.

Eine gewerbtictre iätigfeil fiegt "r.t 
in Abgrenzung zum Privatkunden mangets abweichender

Legaldefinition dann vor, w€nn eine planvolle, auf gewisse Dauer angelegte, setbständse und
wirtschafiliche Tätigkeit ausgeübt wird und dies nach außen hervortritt (vgl. MickliE, in Müncfi-
Komm BGB, § 14 BGB, 6. Aufl., 2012, Rn.18), wobei ein Anpassung des Gewerbebegrifrs je
nach dern jeweiligen Zusammenhang erfo§t. Anerkannt ist dabei, dass auch die nebenberufliche,
untemehmerische Tätigkeit ein Gewerbe im hiesigen Sinne ebenso begninden kann wie privale
Vermtigensvenraltung, wenn der hiermit verbundene zeitliche und organisatorische Aulirand ins-
gesamt nach den Umständen des Einzetfalles das Bild eines planmäßigen, geschäftlichen Betrie-
bs vermittelt (vgl. BGH NJW 2002, 368).

lm vorliegenden Fall des alleinigen Betriebs einer Photovoltaikantage auf dem Dach eines Haus-
anwesens fehlt es an einer solchen planmäßigen geschäftlicfren Tätigkeit. Denn der ausschließli-
che B€trieb einer Photovottaikanlage als einzige in Frage kommende ,grewerbliche Tätigkeif be-
deutet nach den hier anzunehmenden Umständen eines Einfamilienhauses keinen zeittichen und
organisatorischen Autwand, der ltir die Annahme einer Gewerblichkeit nach hiesiger Auffassung
aber prägend ist. Narnenüicfr gilt dies etwa für die (rein räumliche) Notwendigkeit eines Büros als '

Geschäftsraum, einen nennenswerten zeitlichen Aufirand zum Vertreib eines Produktes am
Markt wie auch eine gewisse Geschäfts- und Vertriebsstruktur ltir ein ProduH oder eine Produkt-
palette insge§amt. An all diesen auch äußerlich prägenden Merkmalen fehlt hier; der Beklagrc
speist den ezeugten Strom ohne weitere rnarktbezogene Tätigkeit in das öfienüiche NeE ein und
bedeht hierftir eine (vorgegebene) Einspeisevergütung. Diese Tätigkeit stellt, ohne Hinzutreten
weiterer Umstände, keine geweöliche Tät§keit eines im Übrigen unstreitig als Privafl<unden zu
behandelnden dar. Ein prägendes gewerbliches, insbesondere auch auf Vertrieb gerichtetes Tun
hhtr.

Auch ein gewisser zeitlicher Aufiryand für die Ausübung des behaupteten Gewerbes fehlt. Es ist
lediglich eln Zähler abzulssen, zumal dann, wenn die Einspeisung wie hier an einan Abnehmer er-
folgt (vgl' Osthus NZM 2011, 793). Die NuEung des privaten Daches zur Stromeaeugung mittels
Photovoltaik ist in der hier in Rede stehenden Form der venrattung privalen Vermögens zuzwrd-
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nen, ohne das bs eines planmäßigen Geschäf,sbetriebs bedürfte und miürin nicht gewerblich.

c.
Die hiergr4en vorgebrachten Einwände der Klägerin verfangen nicht.

Dies gilt zum einen für die von ich zitierte abweichende lnstanzrechtsprechung. Die Klägerin ver-
kennt, das der Betrieb eines Versicherungsbüros oder eines Weinverkauh unter der Abnahme-
stelle schon berelts äumlich einen anderen Umfang einnimmt und der Tätigkeit einen auch zeit-
lich sowia unter vertriebsspezifischen Gesichtspunkten einen deuüich gewerblictreren Chaäkter
verleiht. Es ist eine markt- urd vertriebsbezogene Tätigkeit fasEustellen, an weliher es bei dem
alleinigen Betrieb einer Photovoltaikanlage mit vollständiger Einspelsung des ezeugten Stroms
fehtt.

Zum anderen verfangen aber auch die Heranziehung des steuenechtlichen Gewerbebegrift und
die allEin dazu ergangene Entscheidung des EuGH nicht. Oenn wle bereits zum Gewerbebegriff
dargelegü, sind die einzelfallbezogenen Umstände bei der Ausfüllung des Begrifbs zu berücksich-
tigen und werden insoweit nicht durch das Postulat der "Einhelt cler Rechtsordnung" pauschal
überlageil. Auch wird bei der Übertrqgung des steuerrecfitlichen Gewerbebegriffs auf die Ausle-
gung des hier venrendeten AGB-rechtlichen Gewerb€begrifis unhenicksichtigt gelassen, dass
der jeweilige Normzusammenhang eine abweichende Definition und Erfassung gebietet. Denn
auch wenn sich der alleinige Betrieb der Photovoltaikanlage nicht wie oben dargelegt als gewerb-
liche Tätigkeit darstellt, bsdarf es gleichwohl einer steuenechtlichen Erfassung des wirtschaftli-
chen Ergebnisses des Betriebs der Photovoltaikanlage. Die insarveit nicht fern liegende steuer-
rechtliche Qualifzierung als Gewerbe sodann aber im Wege eines Rückschlusses auf den zivil-
rechtlich autonom zu definierenden Gewerbebegrifi gerade auch in Abgrenzung zum Verbraucher
zu übertragen, lst verfehlt.

Da es mithin an einer gewerblichen Tätigkeit unter der Abnahmestelle an der Wohnanschrifi des
Beklagten fehlt, steht ihm der mit der Widerklage verblgte Bonusanspruch zu.

3.
Die ausgeurteilten Nebenforderungen stohen dem Beklagten im tenorierten Umfang unter Ver-
zugsgesichtspunkten gem. §§ 280 Abs. 1, 286 Abs. 1, 288 Abs.1 BGB zu.

4.
Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 91 Abs. 1, 91a Abs. 1, 708 Nr. 11,711,
713ZPO.

Rec htrbehe lfrbe lehrun g :

CregBn die Entscheidung kann das Rechlsmittel der Berufung eingelegt werden. CIie Berufurg lst nur zuläs-
sig, wenn dor Wert des Eeschwerdegegenstancls 600 Euro üborstoigt oder das Gericht des ersten Rechtrszu-
ges die Barufung im Urteilzugolassen hat.

Oie Benrfung ist binnen einer Notfüst von elncrn Honat bei dem

Landgericht Koblenz
Karmelltersbaße 14
58088 Koblenz
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eimulegen.

Oie Frlst beginnt mit der Zustellung der vollständ§en Entscteidung, spätaslens mil Ablauf von fiinf Monaten
naci der Verkündung dor Entscheldung.

Die Berufung muss mit Sclrrifrsatz Ourctr eine Recfitsanwältin oder alnen Rachtsanwalt oingelegt werden. Dle
Eerufungsrchrifi muss clie Bezeicfrnung der angefochtenan Entscheidung und clie Erklärung enthalten, dgss
Berufung eingelegt wtsrdo.

Die Berufung muss binnen areiMonaten mit Anwaltsschrifuatr begnindet werden. Aucfi diese Friet beginnt
mit der Zustellung der vollständ§en EnBdreldung.

Dr. Stukenberg
Richter am Amtsgericht

Beschluss

Oer Streitwert wird auf bis 500,00 € festgesetzt.

Rechtsbeholfs belehrung:

C€g6n die Entschäidung, mlt der der Straflwert festg$etzt worden lst, kann Beschwarda eingelegt werden,
rvsnn der Wert dos Beschm«bgegenstands 200 Euro üb6rstei$ odor datl C'€richt die Besciwerdo zugelas-
sen hat.

Dic Besc*rwerde ist binnen rcha tonaton beidem

Amtsgsricht Mayen
§t. v€it-streß€ 38
56727 t'liayen

einzulegen.

Die Frist @innt mit Eintreten der Rec{rtskrafi der Entscheidung in dar Hauptsactre oder der andenreltigen
Erledpurq des Verfahrens. lst der Streitwert späEr als einen Monat wr Ablauf der sedlsrnona$gon Frlst
festgosötri wordon, kann dle Beschwerde noch innerhalb €ines Monats nactr Zustellung oder furmlossr Mit-
teilung des FeetseEungsbeschlusses eingelogt werden. lm Fall der formlosen Mitteilung gilt der Eeschluss
mit dem dritten Tage necit Aufgabe zur Pogt als bekannt gemacht.

Oie Boschwerde lst schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der @schäftsstalla des gonenn-
ten Gerlctts. Sle kann guch vor der Geechäfisstelle jodos AmBgeilchts zu Protokoll erklärt werden; «lie Frist
iat jsrroch nur gswehrt, wenn dgs Prctokolt reohlzeitig bei dem oben genannten Gerictrt eingeht. Eine anwalt-
lictp Mitwirtung ist nicht vorgeschdeben.



Dr. Stultenberg
Richter arn Amtsgarictt

Beglaubigt:

«^,Jk_;
(Bartholomäi), Ji
als Urkundsbeamtin der
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Verkündet am 01.06.2015

Bartholomäi, Justizbeschäftigte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle
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